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Die vergangenen zwölf Monate waren von einer  in der  kurzen Geschichte des jungen
Landes beispiellosen politischen Instabilität geprägt. Nach den vorgezogenen Parlaments-
wahlen im September 2016 wurde zum zweiten Mal in weniger als einem Jahr eine Mitte-
rechts-Regierung gebildet. Die neue Koalition zeigt sich aber erneut als instabil, weshalb
Neuwahlen  in  den  kommenden  Monaten  sehr  wahrscheinlich  scheinen.  Die  politische
Instabilität wurde durch den Zusammenbruch des Agrokor-Konzerns, dem größten Privat-
unternehmen Kroatiens, verstärkt. Die gute Nachricht ist, dass die Europäische Kommis-
sion empfohlen hat, das Defizitverfahren für Kroatien zu beenden. 

Die politische Instabilität hält an

Nach Wochen des  politischen  Stillstands  stimmte  das  Parlament  am 20.  Juni  2016  in
Zagreb für seine Selbstauflösung. Dies geschah nach dem Zusammenbruch der nur fünf
Monate regierenden Koalition aus der konservativen Kroatischen Demokratischen Union
(HDZ) und der neu gegründeten Mitte-rechts-Partei Brücke unabhängiger Listen (MOST).
Kurz darauf wurde am 17. Juli Andrej Plenković zum neuen HDZ-Vorsitzenden gewählt.
Er gab hierfür seinen Mandat im Europäischen Parlament auf und positionierte HDZ näher
zur politischen Mitte. Bei den vorgezogenen Parlamentswahlen am 11. September 2016
gewann HDZ weitere Mandate. Der Zugewinn der Partei war jedoch nicht ausreichend, um
ein stabile Mehrheit im Parlament zu sichern. Deshalb wurde im Oktober 2016 eine neue
Koalition aus der HDZ (61 Mandate) und ihrem Juniorpartner MOST (13 Mandate) gebil-
det.1 Die Wahlergebnisse führten zu einem Rücktritt von Zoran Milanović, dem langjähri-
gen Vorsitzenden der Sozialdemokratischen Partei (SDP) und ehemaligen Premierminister.
Die neue Koalition schien zunächst zu funktionieren, aber die Spannungen nahmen Anfang
2017 mit den sich nähernden Lokalwahlen zu. Der Konflikt brach Ende April 2017 aus, als
sich während der regulären Regierungssitzung vier MOST-Minister weigerten, gegen den
Oppositionsantrag  für  ein  Misstrauensvotum  gegenüber  dem  Finanzminister  Zdravko
Marić aufgrund seiner Rolle im verschuldeten Agrokor-Konzern zu stimmen. Schließlich
entließ  Ministerpräsident  Plenković  die  MOST-Minister.  Damit  brach  die  Regierungs-
koalition erneut auseinander.  Anfang Mai 2017 überstand Finanzminister Marić mit 75
Stimmen zu seinen Gunsten nur knapp das Misstrauensvotum im Parlament. Am 9. Juni
2017 vereinbarte die HDZ eine Koalition mit der liberalen Volkspartei (HNS), in der die
liberale  Partei  zwei  Ministerien  und den  Posten  des  stellvertretenden Premierministers
erhielt. Dies sicherte zwar eine sehr knappe Mehrheit für die HDZ-geführte Regierung,
spaltete jedoch die liberale Partei und hatte den Rücktritt des HDZ-Außenministers Davor
Ivo Štir zur Folge. Angesichts solch turbulenter Umstände ist die Stabilität dieser neuesten
Koalition ungewiss und vorgezogene Wahlen sind weiterhin möglich.

* Übersetzt aus dem Englischen von Julia Klein und Johannes Weiß.
1 Pavlić Vedran: Croatian Elections 2016 – Final Results, in: Total Croatia News, 12.9.2016.
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Die Agrokor-Krise 

Die Agrokor-Gruppe, das größte Privatunternehmen in Kroatien, hat sich auf die Produk-
tion und den Vertrieb von Lebensmitteln, Getränken und Einzelhandel spezialisiert. Der
Jahresumsatz belief sich in den letzten Jahren auf rund 7 Mrd. Euro, was rund 15 Prozent
des  Bruttoinlandsprodukts  (BIP)  ausmacht.2 Agrokor  beschäftigt  60.000 Mitarbeiter  in
Kroatien, Slowenien, Serbien, Bosnien-Herzegowina und Ungarn und gilt als Garant für
viele Arbeitsplätze. Im September 2016 wurde bekannt, dass Agrokor ungefähr 6 Mrd.
Euro  Schulden hat,  was das  Sechsfache  seines  Eigenkapitals  darstellt.3 Im April  2017
beauftragte die Regierung den Beamten Ante Ramljak, Gespräche mit Banken und Gläubi-
gern über zusätzliche Kredite für Agrokor aufzunehmen, um einen Konkurs des Unterneh-
mens zu verhindern. Einige der wichtigsten Gläubiger von Agrokor waren die von Russ-
land kontrollierte Sberbank- und VTB-Bank. Befürchtet wurde, dass Russland die Gruppe
übernehmen und somit die Wirtschaft Kroatiens beeinflussen könnte. Im April 2017 hat
die Regierung ein Sondergesetz verabschiedet, das dem Staat eine entscheidende Rolle bei
der  bis  zu  15  Monate  andauernden  Umstrukturierung  des  Unternehmens  zudachte.
Währenddessen  sind  die  Unternehmensschulden  zunächst  zurückgestellt.  Transparency
International Kroatien kritisierte, dass dieses Gesetz intransparent sei und darauf abziele,
damalige schädliche politische Entscheidungen zu verschleiern. Zudem wird befürchtet,
dass mit der neuen Rolle des Staates in Agrokor die ausländischen Investoren den Staat
verklagen könnten. Allerdings erklärte Ministerpräsident Plenković, dass es weder direkte
staatliche Beihilfen geben wird, noch werden die Schulden des Konzern zu Staatsschulden
umgewandelt. Viele Experten befürchten, dass die Agrokor-Krise das positive Wirtschafts-
wachstum im Jahr 2017 gefährden könnte.

Das Ende des Defizitverfahrens für Kroatien

Am 22.  Mai  2017  empfahl  die  Europäische  Kommission,  dass  der  Rat  das  Defizit-
verfahren gegen Kroatien schließen solle.4 Kroatien nahm im Januar 2014 das Verfahren
auf, um seine Finanzen zu stabilisieren und die öffentlichen Ausgaben zu senken. Laut
Kommission  hat  Kroatien  seine  Neuverschuldung  auf  0,8  Prozent  des  Bruttosozial-
produkts  und das  Defizit  voraussichtlich dauerhaft  auf  weniger  als  3  Prozent  des  BIP
gesenkt. Es ist anzunehmen, dass die Staatsverschuldung zukünftig über dem Referenzwert
von 60 Prozent liegen wird. Dennoch empfahl die Kommission, das Verfahren einzustel-
len, da die künftige Verschuldung den Richtwert zum Schuldenabbau einhalten sollte. Die
fünf Empfehlungen der Kommission an Kroatien im Rahmen des Europäischen Semesters
sind fast identisch mit denen des letzten Jahres und beziehen sich auf: öffentliche Finanzen
und Steuern, Renten, Bildungssystem, öffentliche Verwaltung und Dienstleistungen sowie
staatseigene Unternehmen und Justizsystem.5 Das Defizitverfahren endete zum 16. Juni.
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